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I. BUNDESGESETZBLATT 

 
BGBl I 70/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Versicherungsvertragsgesetz geändert wird (Versicherungsvertragsgesetz-Novelle 2022 – 
VersVG-Nov 2022) (Kein Ingangsetzen des Beginns der Rücktrittsfrist durch eine grob fehlerhafte und überhaupt fehlende 

Rücktrittsbelehrung bei Lebensversicherungen)  

 

BGBl I 71/2022 

Bundesgesetz, mit dem die Notariatsordnung, die Rechtsanwaltsordnung und das Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und 
Rechtsanwaltsanwärter geändert werden (Berufsrechts-Änderungsgesetz 2022 – BRÄG 2022) (Schaffung einer gesetzli-
chen Grundlage für einen Medienwechsel zwischen Papier und Elektronik bei elektronisch notariellen Amtshandlungen; Auf-
listung jener Fälle, in denen Notare keine Notariatsurkunden aufnehmen dürfen; Möglichkeit einer Ruhendstellung für Rechts-
anwaltsberufe zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie)  

 

BGBl I 72/2022 

Bundesgesetz, mit dem das 1. COVID-19-Justiz-Begleitgesetz, das 2. COVID-19-Justiz-Begleitgesetz und das Gesell-
schaftsrechtliche COVID-19-Gesetz geändert werden (Verschiebung des Außerkrafttretens und Verlängerung der Gebüh-

renfreiheit der Unterhaltsvorschussgewährung) 

 

BGBl I 73/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz und das Ausländerbeschäftigungsgesetz 
geändert werden (bürokratische Vereinfachungen bei der Auszahlung von Urlaubsentgelt; Schaffung einer gesetzlichen 
Grundlage für die Ausstellung einer Service-Karte für aktive und arbeitslose Bauarbeiter mit Ansprüchen gegenüber der Bau-
arbeiter-Urlaubs- und Abfertigungskasse)  

 

BGBl I 74/2022 

Bundesgesetz, mit dem ein Bundesgesetz über das Wirksamwerden der Verordnung (EU) 2019/1238 über ein Paneuropäi-
sches Privates Pensionsprodukt (PEPP-Vollzugsgesetz) erlassen wird und das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das 
PRIIP-Vollzugsgesetz, das Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 und das Konsumentenschutzgesetz geändert werden 
(Bestimmung der Finanzmarktaufsichtsbehörde als zuständige Behörde; Vorsehen von Sanktionen für wirkungsvollen Voll-

zug; Anpassung bestimmter Beiträge im VersicherungsaufsichtsG an die Inflation)  
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BGBl I 75/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz 1992 geändert wird (Anhebung der Beihilfensätze und Einkommens-
grenzen unter gleichzeitiger Änderung der Berechnungsmethode der Studienbeihilfenhöhe; Anhebung der Altersgrenzen für 
den Bezug der Studienbeihilfe um drei Jahre) 

 

BGBl I 76/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Integrationsgesetz, das Anerkennungs- und Bewertungsgesetz sowie das Bildungsdoku-
mentationsgesetz 2020 geändert werden (Erweiterung des Anwendungsbereichs um Vertriebene; Möglichkeit der Anerken-
nung und Bewertung ausländischer Bildungsabschlüsse oder Berufsqualifikationen auch bei Nichtvorlage der erforderlichen 
Unterlagen aufgrund einer Fluchtsituation)  

 

BGBl I 77/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Marktordnungsgesetz 2007, das Landwirtschaftsgesetz und das AMA-Gesetz geändert wer-
den (gesetzliche Ausgestaltung der Fördermaßnahmen im Bereich des Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft; 
zweckorientierte Bestimmungen für die Fördermaßnahmen im Bereich des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums)  

 

BGBl I 78/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz betreffend Grundsätze für die Sozialhilfe (Sozialhilfe-Grundsatzgesetz) und das 
Bundesgesetz betreffend die bundesweite Gesamtstatistik über Leistungen der Sozialhilfe (Sozialhilfe-Statistikgesetz) ge-
ändert werden (Einführung einer Härtefallklausel für Personen, die nicht in den allgemeinen Geltungsbereich fallen; keine An-
rechnung von krisenbedingten Sonderleistungen des Bunds auf die Sozialhilfe)  

 

BGBl I 79/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten geändert wird (Verlängerung einer 

Sonderbestimmung zum Absehen von bestimmten Auflagen für Krankenanstalten im Fall einer Krisensituation)  

 

BGBl I 80/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Epidemiegesetz 1950 geändert wird (Verlängerung coronaspezifischer Bestimmungen [gesetzli-
che Grundlage für Durchführung von Screeningprogrammen; Dokumentation von Infektionsfällen; Weitergabe personenbezo-
gener Daten; Ausstellung von Impf- und Testzertifikaten; Möglichkeit zur Verpflichtung zur Erhebung von Kontaktdaten von 
Besuchern von Gastronomiebetrieben und Veranstaltungen] bis zum 30. Juni 2023)  

 

BGBl I 81/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das 
Bauern-Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, das Gehaltsgesetz 1956 
und das Vertragsbedienstetengesetz 1948 geändert werden (Verlängerung der Bestimmungen für COVID-19-Risikogruppen 

[Dienstfreistellung von Beschäftigten mit bestimmten Vorerkrankungen unter voller Entgeltfortzahlung])  

 

BGBl I 82/2022 

Bundesgesetz, mit dem das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz und das Sanitätergesetz geändert 
werden (Verlängerung berufsrechtlicher Sonderbestimmungen bis Ende 2023 [Labortätigkeiten für medizinisch-technisches 
Gesundheitspersonal ohne ärztliche Anordnung; Durchführung von Corona-Impfungen und Corona-Tests durch Sanitäter])  

 

BGBl II 215/2022 

Verordnung der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH, mit der die elektronische Form der Anzeige von Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen und Entgeltbestimmungen von Telekommunikationsdiensten festgelegt wird (Telekomanzeigever-
ordnung – TKA-VO) 
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BGBl II 217/2022 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Blutspenderverord-
nung geändert wird 

 

BGBl II 222/2022 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betref-
fend nähere Bestimmungen über die Durchführung von COVID-19-Tests im niedergelassenen Bereich geändert wird 

 

BGBl II 223/2022 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betreffend die Verlängerung der 
Bestimmungen über die Abgabe von SARS-CoV-2-Antigentests zur Eigenanwendung durch öffentliche Apotheken 

 

BGBl II 224/2022 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betref-
fend das Honorar für einen Ausdruck aus dem Elektronischen Impfpass bzw die Ausstellung eines Impfzertifikats nach § 
4e Abs 4 EpidemieG geändert wird 

 

BGBl II 225/2022 (Anlage) 

Verordnung des Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der die Verordnung betref-
fend die Anzeige von übertragbaren Krankheiten geändert wird 

 

II. AMTSBLATT DER EU 

 
ABl L 158 v 13.06.2022, 53 

Empfehlung (EU) 2022/915 des Rates vom 9. Juni 2022 zur operativen Zusammenarbeit im Bereich der Strafverfolgung 

 

ABl L 160 v 15.06.2022, 1 

Verordnung (EU) 2022/922 des Rates vom 9. Juni 2022 über die Einführung und Anwendung eines Evaluierungs- und 
Überwachungsmechanismus für die Überprüfung der Anwendung des Schengen-Besitzstands und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr 1053/2013 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 

 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 
01.03.2022, E 2300/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status eines 
subsidiär Schutzberechtigten betreffend einen Staatsangehörigen von Afghanistan; keine ausreichende Auseinanderset-
zung mit aktuellen Länderberichten des EASO zu Personen, die lange Zeit außerhalb Afghanistans gelebt haben 

 

01.03.2022, E 4203/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Abweisung eines Antrages auf in-
ternationalen Schutz betreffend einen Staatsangehörigen von Afghanistan mangels zeitnaher schriftlicher Ausfertigung der 

mehr als 8 Monate vorher mündlich verkündeten Entscheidung insbesondere mit Blick auf die Sicherheitslage 
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01.03.2022, E 189/2022 

AsylG; Verletzung im Recht auf Leben und im Recht, nicht der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe 
oder Behandlung unterworfen zu werden durch die Nichtzuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten 
betreffend einen Staatsangehörigen von Afghanistan; extrem volatile Sicherheitslage auf Grund aktueller Länderinformationen 
des EASO vom Dezember 2021 weiterhin gegeben; Möglichkeit der innerstaatliche Fluchtalternative laut EASO vom Novem-
ber 2021 in keinem Teil Afghanistans anzunehmen 

 

17.03.2022, E 300/2022 

AsylG; Verletzung im Recht auf Leben und im Recht, nicht der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe 
oder Behandlung unterworfen zu werden durch Ausspruch der Zulässigkeit der Abschiebung betreffend einen Staatsan-
gehörigen von Afghanistan; extrem volatile Sicherheitslage auf Grund aktueller Länderinformationen des EASO vom Dezem-
ber 2021 weiterhin gegeben; mangelhafte Auseinandersetzung mit der Sicherheits- und Versorgungslage 

 

18.03.2022, E 3431/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Leben und im Recht, nicht der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe 
oder Behandlung unterworfen zu werden durch die Nichtzuerkennung des Status eines subsidiär Schutzberechtigten an 
einen Staatsangehörigen von Afghanistan; Verkennung der spätestens seit 20.07.2021 erkennbaren extremen Volatilität der 
Sicherheitslage begründet eine reale Gefahr der Verletzung der verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte durch die spä-
ter ergangene Entscheidung 

 

18.03.2022, E 3751/2021 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Nichtzuerkennung des Status eines 
subsidiär Schutzberechtigten betreffend einen Staatsangehörigen des Iraks; keine Auseinandersetzung mit Länderberich-
ten des UNHCR betreffend die Lage von – aus einem (ehemals) vom IS besetzten Gebiet stammenden – sunnitischen Ara-
bern sowie mit der Erreichbarkeit der Herkunftsprovinz des Beschwerdeführers 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 

 
09.05.2022, Ra 2020/18/0412 

AsylG; die Aktualisierung der Länderfeststellungen durch das VwG darf grds nur nach Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung erfolgen; das BVwG hat die Länderfeststellungen aufgrund vom BFA noch nicht verwerteter Länderberichte – 
nämlich des Abschnitts „Minderheiten und Clans“ im Länderinformationsblatt der Staatendokumentation zu Somalia vom 17. 
September 2019 – getroffen; mit dem Absehen von der Durchführung der in der Beschwerde beantragten mündlichen Ver-

handlung ist das BVwG von der Rsp des VwGH abgewichen 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 

 
LVwG OÖ 06.05.2022, LVwG-752622 

EpidemieG; § 32 EpidemieG regelt die Vergütung des Verdienstentgangs, der durch die Behinderung des Erwerbs entstan-
den ist; der Bf war im Absonderungszeitraum weder selbstständig noch unselbstständig erwerbstätig; zumal mangels Er-
werbstätigkeit keine Behinderung des Erwerbs und infolge dessen auch kein Verdienstentgang durch eine Behinde-
rung des Erwerbs entstanden sein kann, war der Bf nicht gem § 32 leg cit legitimiert, Vergütung des Verdienstentgangs auf-

grund einer der in § 32 Abs 1 leg cit taxativ aufgezählten Voraussetzungen zu begehren 

 

LVwG Sbg 06.05.2022, 405-1/543/1/20-2022 

Sbg NaturschutzG; in § 51 Abs 1, Abs 2a und Abs 3 Sbg NaturschutzG räumt der Gesetzgeber dem Bewilligungswerber 
ausdrücklich die Möglichkeit ein, eine verwirklichte Ausgleichsmaßnahme auf künftige Vorhaben anzurechnen; im Sbg Natur-
schutzG finden sich diesbezüglich keine genaueren Angaben, wie bezüglich einer solchen Anrechnung vorzugehen ist; jeden-
falls schließt es eine Festsetzung der Anrechnung der Ausgleichsmaßnahmen auf künftige Vorhaben in Punkten nicht 
aus, weshalb die von der belangten Behörde gewählte Vorgangsweise, den Wert bzw Vorteil der Ausgleichsmaßnahme in 

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220301_22E00189_00/JFT_20220301_22E00189_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220317_22E00300_00/JFT_20220317_22E00300_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220318_21E03431_00/JFT_20220318_21E03431_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vfgh/JFT_20220318_21E03751_00/JFT_20220318_21E03751_00.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Vwgh/JWT_2020180412_20220509L00/JWT_2020180412_20220509L00.pdf
https://www.lvwg-ooe.gv.at/Entscheidungen/2022/752622_2.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/Lvwg/LVWGT_SA_20220506_405_1_543_1_20_2022_00/LVWGT_SA_20220506_405_1_543_1_20_2022_00.pdf


 

 

Punkten darzustellen und den Überhang für künftige Vorhaben „gutzuschreiben“ nicht im Widerspruch zum Gesetz steht und 

somit rechtskonform und zulässig ist  

 

LVwG Vbg 07.06.2022, LVwG-408-38/2022-R21 

EpidemieG; im Fall einer rückwirkend bescheidmäßig ausgesprochenen Absonderung beginnt die Frist für die Geltend-
machung der Vergütung des Verdienstentgangs mit Ende der mündlich verfügten Absonderung zu laufen, auch wenn der Ab-
sonderungsbescheid erst über drei Monate nach Aufhebung der Maßnahme erlassen wird  

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
A. GERICHTSHOF 

 
16.06.2022, Rs C-697/19 P, Sony Corporation und Sony Electronics/Kommission 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Kartelle – Optische Laufwerke – Beschluss, mit dem eine Zuwiderhandlung gegen Art 101 
AEUV und Art 53 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 festgestellt wird – Einheitliche 
und fortgesetzte Zuwiderhandlung – Begriff – Absprachen zwischen zwei Computer-Herstellern im Zusammenhang mit 

Ausschreibungen betreffend optische Laufwerke für Notebooks und Desktop-PC 

 

16.06.2022, Rs C-698/19 P, Sony Optiarc und Sony Optiarc America/Kommission 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Kartelle – Optische Laufwerke – Beschluss, mit dem eine Zuwiderhandlung gegen Art 101 
AEUV und Art 53 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 festgestellt wird – Einheitliche 
und fortgesetzte Zuwiderhandlung – Begriff – Absprachen zwischen zwei Computer-Herstellern im Zusammenhang mit 
Ausschreibungen betreffend optische Laufwerke für Notebooks und Desktop-PC 

 

16.06.2022, Rs C-699/19 P, Quanta Storage/Kommission 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Kartelle – Optische Laufwerke – Beschluss, mit dem eine Zuwiderhandlung gegen Art 101 
AEUV und Art 53 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 festgestellt wird – Einheitliche 
und fortgesetzte Zuwiderhandlung – Begriff – Absprachen zwischen zwei Computer-Herstellern im Zusammenhang mit 
Ausschreibungen betreffend optische Laufwerke für Notebooks und Desktop-PC 

 

16.06.2022, Rs C-700/19 P, Toshiba Samsung Storage Technology und Toshiba Samsung Storage Technology Ko-
rea/Kommission 

Rechtsmittel – Wettbewerb – Kartelle – Optische Laufwerke – Beschluss, mit dem eine Zuwiderhandlung gegen Art 101 
AEUV und Art 53 des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 festgestellt wird – Einheitliche 
und fortgesetzte Zuwiderhandlung – Begriff – Absprachen zwischen zwei Computer-Herstellern im Zusammenhang mit 
Ausschreibungen betreffend optische Laufwerke für Notebooks und Desktop-PC 

 

16.06.2022, Rs C-328/20, Kommission/Österreich (Indexation des prestations familiales) 

Vertragsverletzung – Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit – Verordnung (EG) Nr 883/2004 – Art 4, 7 und 67 
– Freizügigkeit der Arbeitnehmer – Verordnung (EU) Nr 492/2011 – Art 7 – Gleichbehandlung – Familienleistungen – So-
ziale und steuerliche Vergünstigungen – Anpassung der Höhe an das Preisniveau im Wohnstaat der Kinder 

 

16.06.2022, Rs C-520/20, Nachalnik na Rayonno upravlenie Silistra 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Schengener Informationssystem der zwei-
ten Generation (SIS II) – Beschluss 2007/533/JI – Art 38 und 39 – Ausschreibung einer gesuchten Sache – Ziele der Aus-
schreibung – Sicherstellung oder Beweissicherung in Strafverfahren – Vollzug – Notwendige Maßnahmen und gemäß ei-
ner Ausschreibung zu ergreifende Maßnahmen – Herausgabe der sichergestellten Sache an den ausschreibenden Mit-
gliedstaat – Nationale Regelung, die keine Verweigerung der Vollstreckung der Ausschreibung gestattet 
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https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260987&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869


 

 

16.06.2022, Rs C-572/20, ACC Silicones 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier Kapitalverkehr – Dividenden aus Streubesitzanteilen – Erstattung der von einer 
gebietsfremden Gesellschaft entrichteten Kapitalertragsteuer – Voraussetzungen – Freier Kapitalverkehr – Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit 

 

16.06.2022, Rs C-577/20, Sosiaali- ja terveysalan lupa- ja valvontavirasto (Psychothérapeutes) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Anerkennung von Berufsqualifikationen – Richtlinie 2005/36/EG – Art 2 – Anwendungsbe-
reich – Art 13 Abs 2 – Reglementierte Berufe – Bedingungen für den Erwerb des Rechts zum Führen der Berufsbezeich-
nung eines Psychotherapeuten auf der Grundlage eines Psychotherapie-Diploms, das von einer in einem anderen Mitglied-
staat niedergelassenen Universität ausgestellt wurde – Art 45 und 49 AEUV – Freizügigkeit und Niederlassungsfreiheit – Be-
urteilung der Gleichwertigkeit der betreffenden Ausbildung – Art 4 Abs 3 EUV – Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten – Infragestellung des Maßes an Kenntnissen und Qualifikationen, das ein in einem anderen 

Mitgliedstaat ausgestelltes Diplom vermuten lässt, durch den Aufnahmemitgliedstaat – Bedingungen 

 

16.06.2022, Rs C-596/20, DuoDecad 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerrecht – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 2006/112/EG – Art 2, 24 
und 43 – Ort der Dienstleistung – Technische Unterstützungsleistungen, die an eine in einem anderen Mitgliedstaat ansäs-
sige Gesellschaft erbracht werden – Rechtsmissbrauch – Tatsachenwürdigung – Unzuständigkeit 

 

16.06.2022, verb Rs C-65/21 P ua, SGL Carbon/Kommission 

Rechtsmittel – Umwelt – Verordnung (EG) Nr 1272/2008 – Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und 
Gemischen – Verordnung (EU) Nr 944/2013 – Einstufung von Pech, Kohlenteer, Hochtemperatur als Aquatisch Akut 1 (H400) 
und Aquatisch Chronisch 1 (H410) – Nichtigerklärung – Schadensersatzklage 

 

16.06.2022, Rs C-229/21, Port de Bruxelles und Région de Bruxelles-Capitale 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Transeuropäisches Verkehrsnetz Verordnung (EU) Nr 1315/2013 Art 15 Abs 1 Binnen-
schifffahrtsinfrastruktur – Binnenhäfen Verpflichtung eines Mitgliedstaats, Binnenhäfen an die Straßen- und Schienenver-
kehrsinfrastrukturen anzubinden Beseitigung der Verbindung zu einer dieser beiden Arten von Verkehrsinfrastrukturen Vo-
raussetzungen 

 

16.06.2022, Rs C-376/21, Obshtina Razlog 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Vergabe öffentlicher Aufträge – Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 – Verordnung (EU, 
Euratom) Nr 966/2012 – Nichtanwendbarkeit auf öffentliche Aufträge, die von Mitgliedstaaten vergeben und aus Mitteln der 
europäischen Struktur- und Investitionsfonds finanziert werden – Richtlinie 2014/24/EU – Unmittelbarer und unbedingter Ver-
weis in den nationalen Rechtsvorschriften auf Bestimmungen des Unionsrechts – Anwendbarkeit auf einen Auftrag, dessen 
geschätzter Wert unter dem in der Richtlinie festgelegten Schwellenwert liegt – Art 32 Abs 2 Buchst a – Möglichkeit für einen 
öffentlichen Auftraggeber, einen einzigen Wirtschaftsteilnehmer zur Teilnahme an einem Verhandlungsverfahren ohne vor-
herige Veröffentlichung aufzufordern, nachdem er festgestellt hat, dass ein zuvor eingeleitetes Verfahren erfolglos geblie-
ben ist – Pflicht zur Beibehaltung der ursprünglichen Auftragsbedingungen ohne Vornahme grundlegender Änderungen 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 

 
16.06.2022, Rs C-632/20 P, Spanien/Kommission (GA Kokott) 

Rechtsmittel – Außenbeziehungen – Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und 
der Europäischen Atomgemeinschaft einerseits und dem Kosovo andererseits – Elektronische Kommunikation – Verordnung 
(EU) 2018/1971– Gremium Europäischer Regulierungsstellen für elektronische Kommunikation (GEREK) – Art 35 Abs 2 – Be-
teiligung der nationalen Regulierungsbehörde (NRB) des Kosovos an diesem Gremium – Begriffe ‚Drittland‘ und ‚Drittstaat‘ 
– Organkompetenz der Kommission 

 

 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260988&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260988&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260989&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260989&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260990&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260990&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260991&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260991&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260992&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260992&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260994&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=260994&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=261002&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=261002&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869


 

 

16.06.2022, Rs C-115/21 P, Junqueras i Vies/Parlament (GA Szpunar) 

Rechtsmittel – Institutionelles Recht – Akt zur Einführung der Wahlen der Abgeordneten des Europäischen Parlaments – Art 
13 – Entzug des Mandats infolge einer strafrechtlichen Verurteilung – Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments – 
Art 4 Abs 4 Unterabs 2 und Art 8 – Erklärung des Präsidenten des Europäischen Parlaments, mit der das Freiwerden des Sit-
zes zur Kenntnis genommen wird – Antrag, dringend zur Bestätigung der Immunität eines Europaabgeordneten tätig zu 
werden – Nichtigkeitsklage – Nicht anfechtbare Handlungen – Unzulässigkeit 

 

16.06.2022, Rs C-230/21, Belgische Staat (Réfugiée mineure mariée) (GA Szpunar) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Einwanderungspolitik – Richtlinie 2003/86/EG – Recht auf Familienzusammenführung – 
Begriff ‚unbegleiteter Minderjähriger‘ – Recht eines Flüchtlings auf Familienzusammenführung mit seinen Eltern – Im Zeit-
punkt seiner Ankunft im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verheirateter minderjähriger Flüchtling – In diesem Mitglied-
staat nicht anerkannte Kinderehe 

 

16.06.2022, Rs C-289/21, Varhoven administrativen sad (Abrogation de la disposition contestée) (GA Sánchez-

Bordona) 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Energiepolitik – Förderung der Energieeffizienz – Richtlinie 2012/27/EU – Art 47 der 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und auf effektiven gerichtlichen 
Rechtsschutz – Ersatz des durch einen Verstoß gegen das Unionsrecht entstandenen Schadens – Änderung einer nationalen 
Regelung während des Kassationsverfahrens 

 

C. GERICHT 

 
Keine relevanten Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 

 
09.06.2022, Beschwerde Nr 49270/11, Savickis ua / Lettland GK 

Keine Verletzung von Art 14 EMRK (Verbot der Diskriminierung) iVm Art 1 1. ZPEMRK (Schutz des Eigentums); Zahlung 
von Arbeitsrenten in Lettland an dauerhaft ansässige Nichtstaatsbürger, bei denen Zeiten, die während Besetzung durch 
UdSSR in anderen Sowjetrepubliken gearbeitet wurden, nicht berücksichtigt wurden, während dies bei lettischen Bürgern der 
Fall war; Beurteilung der Rentenansprüche innerhalb des weiten Ermessensspielraums; Annahme der lettischen Staatsange-
hörigkeit stand Bf offen, va angesichts des langen Zeitrahmens; Wiederaufbau der lettischen Nation nach Wiederherstellung 
der Unabhängigkeit ausreichend, um unterschiedliche Behandlung zu rechtfertigen 

 

09.06.2022, Beschwerde Nr 15567/20, Xavier Lucas / Frankreich 

Verletzung von Art 6 Abs 1 EMRK  (Zugang zu einem Gericht); übermäßiger Formalismus bei Entscheidung, dass Klage un-
zulässig ist, weil sie nicht auf elektronischem Wege eingereicht wurde, trotz praktischer Hindernisse; Art 6 Abs 1 anwendbar 
auf Klage auf Aufhebung eines Schiedsspruchs; Internetplattform, die für Einreichung dieser Art von Klage ungeeignet ist; un-
verhältnismäßige Belastung des Bf 

 

14.06.2022, Beschwerde Nr 70489/17, Algirdas Butkevičius / Litauen 

Keine Verletzung von Art 8 EMRK  (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens); rechtmäßige und verhältnismäßige 
Offenlegung eines abgehörten Telefongesprächs zwischen Premierminister (Bf) und dem Bürgermeister über Angelegenheit 
von öffentlichem Interesse trotz Auswirkungen auf Ruf des Bf bei seinen Kollegen 

 

14.06.2022, Beschwerde Nr 56070/18, Stoyanova / Bulgarien 

Verletzung von Art 14 EMRK  (Diskriminierungsverbot) iVm Art 2 EMRK (Recht auf Leben);  homophober Mord an 26-
jährigem Sohn des Bf; homophobe Motive stellen in Bulgarien keinen gesetzlichen Erschwerungsgrund dar und haben keine 
messbaren Auswirkungen auf Verurteilung; Bulgarien muss gem Art 46 EMRK sicherstellen, dass gewalttätige homophobe 
Angriffe strafrechtlich als erschwerend behandelt werden 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=261003&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=261003&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=261005&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=261005&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=261007&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=261007&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=7993869
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-217963
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-217615
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-217713
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-217701
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfah-
ren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Rele-
vanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 
Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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